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Die offiziellen Arbeitslosenquoten erfassen nur einen Teil der tatsächlichen Unterbeschäftigung in Ostdeutschland. Ziel 
dieses Aufsatzes ist es deshalb, Ausmaß und Tempo der Beschäftigungs- und Arbeitsplatzverluste in den Regionen 
Ostdeutschlands sichtbar zu machen sowie den hohen Anteil der Entlastung durch AFG-Maßnahmen ins Bild zu rücken. 
Letzter (fester) Ausgangspunkt für die hier vorgestellten Rechnungen ist die Berufstätigenerhebung vom November 1990. 
Sie erfaßte ca. 7, 6 Mio. Beschäftigte, kann aber in Übereinstimmung mit den nun revidierten Angaben der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung sektoral und territorial aussagefähig gemacht werden. Danach ergab sich für Ende 1990 eine 
Gesamtzahl von 8, 1 Mio. Erwerbstätigen (Inland); das waren schon 700. 000 weniger als bei der letzten DDR-Erhebung im 
Jahr zuvor und etwa 1, 5 Mio. weniger als vom alten Regime als gesellschaftliches Arbeitsvermögen angesetzt worden war. 
Seit dieser letzten Großzählung vom November 1990 können nun in einer Kontenrechnung die „Abgänge“ aus dem 
Beschäftigungssystem bis zur Jahresmitte 1992 relativ sicher erfaßt werden: 
-  So hat sich die Zahl der registrierten Arbeitslosen um 534. 000 erhöht. 
-  830. 000 Personen sind seither in den vorgezogenen Ruhestand gegangen, 
-  darüber hinaus mündeten per Saldo 380. 000 Personen mehr in Qualifizierungsmaßnahmen außerhalb des Beschäftigungs-
systems. 
-  220. 000 Erwerbspersonen sind seither abgewandert 
-  und 280. 000 Arbeitnehmer haben mittlerweile eine Beschäftigungsmöglichkeit als Pendler in Westdeutschland gefunden. 
Für die Frage „wieviele Arbeitsplätze gibt es gegenwärtig in Ostdeutschland ?“ müssen die Erwerbstätigen nach den 
Inlandskonzept ermittelt werden. Deshalb muß der Gegenstrom von 110. 000 mittlerweile eingewanderten Erwerbspersonen 
und von 75. 000 West-Ost-Pendlern in die Rechnung. Daraus ergibt sich das Bilanzergebnis von 6, 082 Millionen Erwerbstäti-
gen nach dem Inlandskonzept (zur Jahresmitte ’92). 
Seit dem Fall der Mauer errechnet sich damit ein durchschnittlicher Arbeitsplatzverlust von -31. 5% (ohne Abbau des 
„Kontrollbereichs“), seit Ende November 1990 ein Minus von 25, 3%. Dabei sollte aber bedacht werden, daß im letzten 
Herbst etwa noch 700. 000 Arbeitnehmer bei Treuhandunternehmen  beschäftigt waren, für die zum Teil bereits das 
Liquidationsverfahren eingeleitet war. Von den gesamten in der Bilanz errechneten 6 Mio. Arbeitsplätzen sind fast 900 Tsd. 
durch AFG-Maßnahmen gestützt. In der letzten Welle des Arbeitsmarkt-Monitors gab jeder sechste Erwerbstätige an. daß 
er befürchte, seinen Arbeitsplatz in nächster Zukunft zu verlieren, ohne einen neuen in Aussicht zu haben. 
Die regionalisierten Bilanzergebnisse machen deutlich, daß selbst in dem kürzeren Erfassungszeitraum von Ende 1990 bis 
Mitte 1992 der Arbeitsplatzabbau mit unterschiedlichem Tempo vor sich ging: 
-  Die Verlustraten streuen zwischen -36% (mit den Extremwerten in Annaberg, Neubrandenburg, Stralsund, Stendal. 
Merseburg, Bautzen oder Pirna) und -11% in Dresden. 
-  Bei Redaktionsschluß lag die durchschnittliche Entlastungsrate von AFG-Maßnahmen (ABM, Vollzeit-FuU, Vollzeit- 
äquivalent-Kug, Alüg, Vog) bei 28%, die Spannbreite zwischen den einzelnen Arbeitsamtsbezirken reicht von 22 bis 44 
Prozent (einschl. der Subvention noch bestehender Arbeitsverhältnisse). 
-  Die Arbeitsmartkprobleme wären größer, wenn nicht die Bilanzen durch die Abwanderung von über einer Million 
Ostdeutscher seit dem Fall der Mauer „geschönt“ würden und wenn nicht ca. 460. 000 Pendler wenigstens im Westen 
Arbeit gefunden hätten. Deshalb werden ergänzend in diesem Aufsatz auch die regionale Inzidenz der Wanderungsverlu-
ste und die Pendelintensitäten ausgewiesen. 
Die ausgewiesenen Zahlen sind Schätzungen nach dem gegenwärtigen Stand der Kunst. Dennoch kann man für diese 
Berechnungen schon ein hohes Maß an Verläßlichkeit unterstellen. Diese Rechnungen können allerdings nichts zum 
Wendepunkt der Entwicklung sagen, oder gar dazu, ob die „untere Widerstandslinie“ bereits erreicht sei. Auch wenn das 
Tempo des Beschäftigungsabbaus gebremst werden kann, dürfte die Zahl der Arbeitsplätze im Frühjahr 93 unter 6 Mio. 
liegen. 
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   l Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
Wertschöpfung und Produktivität in Ostdeutschland sind 
immer noch so schwach wie in den schwächsten Partnerlän-
dern der EG. Die Einkommen sind in hohem Maße trans-
fergestützt, das tatsächliche Ausmaß der Unterbeschäfti-
gung wird nur zu einem Bruchteil in den offiziellen Arbeits-
losenquoten gespiegelt. 
Obwohl das Ausmaß der arbeitmarktpolitischen Entla-
stung (insbesondere durch AFG-Maßnahmen) im europäi-
schen Maßstab bislang ohne Beispiel ist, überwiegen nach 
wie vor die negativen Auswirkungen des notwendigen 
Strukturwandels: Immer noch müssen mehr alte Arbeits-
plätze aufgegeben werden als neue hinzukommen. 
Trotz umfangreicher Investitionshilfen und des flächendek-
kenden Einsatzes gezielter arbeitsmarktpolitischer Instru-
mente ist seit dem Zusammenbruch des Plan-Regimes 
jeder dritte Arbeitsplatz weggefallen (-35% bis Mitte 
1992). Dabei ist ein erheblicher Teil der noch bestehenden 
Beschäftigung subventioniert. Hinter der noch versteckten 
Arbeitslosigkeit stehen Produktivitätsnachteile, die gegen-
wärtig nur begrenzt zu kalkulieren sind. Die Entlassungs-
potentiale können zwar nicht konkret benannt werden, sie 
sind allerdings erkennbar 
-  in den Konsolidierungsplänen und erwarteten Beschäfti-
gungslinien der Treuhand-Unternehmen und der mittler-
weile privatisierten Betriebe, 
-  in dem Volumen des Arbeitsausfalls, das durch Kurzar-
beitergeld  und  andere  AFG-Maßnahmen  abgefedert 
wird, 
-  in den Einschätzungen der Branchenexperten und den 
Projektionen der Wirtschaftsforschungsinstitute, sowie 
in den vom IAB abgefragten Erwartungen der Erwerbs-
tätigen. 
Hinter den immensen Beschäftigungsverlusten steht ein 
noch stärkerer Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion (um ca. 50%). Außerordentlich hohe Transferlei-
stungen ermöglichten auch 1992 und 93, daß der inländi-
sche Konsum die Produktion bei weitem übertrifft. Bisher 
wurde allerdings nur ein zu bescheidener Teil aller öffentli-
chen Transfers – sie dürften 1991 und 1992 zusammen rund 
400 Mrd. DM brutto betragen haben – in die notwendige, 
zügige Realkapitalbildung investiert. Ohne die Ausweitung 
arbeitsplatzschaffender Investitionen besteht die Gefahr 
einer weiteren Ausbreitung und Verfestigung der Arbeits-
losigkeit. 
Erwartungssicherheit und die Teilhabe an selbstverant-
wortlichen Gestaltungsmöglichkeiten sind aber die Basis 
für die gesellschaftliche Einheit, die gegenwärtig noch nicht 
erreicht ist. Dabei muß – bei nüchterner und doch keines-
wegs ängstlicher Betrachtung – Integration nach der Ver-
einigung als ein auf längere Sicht schwieriger, vielgestalti-
ger (und kostspieliger) Prozeß der Umstrukturierung gese-
hen werden. Schließlich soll für den Produktions- und 
Dienstleistungsstandort Ostdeutschland Konkurrenzfähig- 
 
keit auf offenen Märkten und eigenständiges Wachstum 
erreicht werden. 
Das Gesamtbild der Arbeitsmarktprobleme konnte bisher 
schon durch die Arbeiten des IAB hinlänglich scharf 
gezeichnet werden
1. Die Integration Ostdeutschlands auf 
offenen europäischen Güter- und Kapitalmärkten führt 
aber auch zu einer schnellen Umwertung bisheriger Stand-
ortfaktoren. Der Strukturwandel vollzieht sich mit unglei-
cher Geschwindigkeit in den einzelnen Regionen. Wegen 
der unterschiedlichen Belastungen und Entwicklungschan-
cen zeichnet sich heute bereits die Herausbildung von 
Problemgebieten ab. Es ist deshalb das Ziel dieser Studie, 
in „nüchternen“ Rechnungen Ausmaß und Tempo der 
Beschäftigungs- und Arbeitsplatzverluste in den Regionen 
Ostdeutschlands sichtbar zu machen sowie den hohen 
Anteil der Entlastung durch beschäftigungsstützende und 
pofentialmindernde Maßnahmen ins Bild zu rücken. Dazu 
werden im folgenden neue und so aktuell wie möglich 
gerechnete regionale Arbeitsmarktbilanzen vorgelegt. 
2 Regionale Arbeitsmarktbilanzen 
Der Arbeitsmarkt-Monitor und andere Erhebungen geben 
ein relativ verläßliches Bild von den Entwicklungen auf 
dem gesamten Arbeitsmarkt Ostdeutschlands. Für die Teil-
bereiche Arbeitslosigkeit und AFG-Maßnahmen gibt es ein 
sehr ausdifferenziertes Informationsangebot. Nicht beant-
wortet werden konnten bisher die Fragen: 
Wieviele Erwerbstätige gibt es gegenwärtig in den Teilre-
gionen (z. B. in den Arbeitsamtsbezirken)? 
Woher kommen die Pendler, die mittlerweile im Westen 
eine Beschäftigung aufgenommen haben? 
Wieviele haben seit der letzten Großzählung das Land 
verlassen, aus welchen Regionen kamen die Abwanderer? 
Wo sind die regionalen und sektoralen Schwerpunkte des 
Arbeitsplatzabbaus in Ostdeutschland? 
Zur Beantwortung dieser Fragen werden die verfügbaren 
Teilinformationen in Kontenrechnungen zusammenge-
führt. Dabei entstehen drei Bausteine für die regionalen 
Arbeitsmarktbilanzen. Der erste Teilschritt versucht, sämt-
liche Abgänge seit der letzten etwa flächendeckenden 
Großzählung bis zur Mitte des letzten Jahres zu erfassen. 
Der zweite Teilschritt ergibt schließlich eine regionale 
Arbeitsplatzbilanz nach dem Inlandskonzept. Der dritte 
Baustein entsteht aus den Schätzungen der regionalen 
Erwerbstätigenzahlen nach dem Inländerkonzept. 
2.1 Kontenrechnung für „Abgänge“ aus Beschäftigung seit Ende 
1990 
Ausgangspunkt für alle weiteren Rechnungen und Schät-
zungen ist die Berufstätigenerhebung von Ende November 
1990 (BTE 90). Sie ist die letzte flächendeckende, regional 
und sektoral einigermaßen verläßliche Großzählung. Aller-
dings mußten ihre Zählergebnisse von Statistischen Lan-
desämtern und vom Statistischen Bundesamt hochgerech-
net werden, da die Zählung nur etwa 7,6 Millionen Berufs-
tätige erfaßte, während im Rahmen der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung die Zahl der Erwerbstätigen im 
Inland zum selben Zeitpunkt auf 8,14 Mio geschätzt wurde. 
Soweit sektorale Bestandszahlen für die Kreise der neuen 
Bundesländer vorlagen, gingen sie direkt in unsere Aus-
gangsschätzung für die Arbeitsamtsbezirke ein. Für die 
dennoch nötigen Angleichungen wurden die Sektorinfor-
mationen und die regionalen Anteile für zehn Wirtschafts-
abteilungen als Raster benutzt
2. 
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MittAB  1/93  9 Wichtig für unsere Kontenrechnung ist, daß die gewichtige-
ren Bestandsveränderungen regional aus der Statistik der 
Arbeitsverwaltung erfaßt werden können. Die Struktur der 
Abwanderungsverluste ergibt sich aus den von uns hochge-
rechneten ZER-Daten, für die Regionalverteilung der Ost-
West-Pendler haben wir erste Testauswertungen der 
Beschäftigtenstatistik verwandt. Der Rückgriff auf noch 
nicht veröffentlichte Daten war nötig, weil für alle genann-
ten Teilaggregate eine völlig unterschiedliche Regional-
struktur gilt. 
Die hier vorgelegte Kontenrechnung kann zwar laufend 
aktualisiert werden, die zum Teil umfangreichen Schätz-
operationen erzwangen aber einen „Redaktionsschluß“ für 
Ende Juni 1992. Detalliertere Ausführungen zu den metho-
dischen Problemen finden sich im Anhang. 
Die Übersicht l weist die Ergebnisse dieser Rechnungen 
für die genannten „Abgangskonten“ in den einzelnen Spal-
ten nach. Spalte 7 ergibt in der Addition eine Verringerung 
des Ausgangsbestandes bis Mitte 1992 um 2, 24 Millionen 
Erwerbstätige. Unter der Annahme, daß diese Rechnung 
vollständig und nur mit „läßlichen“ Fehlern behaftet ist, 
ergibt sich eine Zahl von 5, 89 Millionen Erwerbstätigen als 
Zwischenbilanz für Ende Juni 1992. Folgt man der Metho-
dik dieses Rechenansatzes, so ist diese Zahl gleichzusetzen 
mit dem Restbestand an Arbeitsplätzen für Ostdeutsche in 
Ostdeutschland zu diesem willkürlichen Bilanzstichtag. 
Zweifellos kann man es als sozialpolitisches Verdienst ver-
buchen, daß es in diesem Rechenzeitraum für 830. 000 
weitere Arbeitnehmer wenigstens die Option auf einen 
vorgezogenen Ruhestand geben konnte (siehe hierzu den 
methodischen Anhang). Das gleiche gilt auch für die 
gelungene Ausweitung an Vollzeit-Bildungsmaßnahmen. 
Der Anstieg der Arbeitslosigkeit fiel deshalb gedämpft aus. 
Dennoch, 530. 000 mehr als im November 1990 hatten 
keine andere Alternative, und 500. 000 Erwerbspersonen 
mußten zusätzlich gehen, um im Westen Arbeit zu suchen, 
weil nicht genügend Arbeit und Kapital zu ihnen kamen
3. 
In nur eineinhalb Jahre haben damit über 2, 2 Millionen 
ihren Arbeitsplatz in Ostdeutschland verloren. Auf derar-
tige soziale Erosionsprozesse ist keine Bevölkerung genü-
gend vorbereitet, auch kein wirtschaftspolitisches System. 
Die Bevölkerung der ehemaligen DDR war zudem, unge-
achtet all der bekannten Einschränkungen im täglichen 
Leben, zumindest Arbeitsplatzsicherheit gewöhnt. 
2. 2 Bilanzergebnis „Inlandskonzept“ 
Der erste Baustein unserer Bilanzrechnung diente dem 
Versuch, die letzte Regionalstatistik in Form einer 
Abgangsrechnung zu aktualisieren. In saldierten Bestands-
größen entstand dabei ein noch sehr grobes Bild des 
Arbeitsmarktgeschehens in den Regionen, wie es sich für 
Ostdeutsche in oder aus Ostdeutschland im wesentlichen 
darstellt. Unabhängig vom Gang der Rechnung wäre dies 
auch wohl die vorrangige Fragestellung. 
Wenn man aber fragt, „Wieviele Arbeitsplätze gibt es 
gegenwärtig in Ostdeutschland?“, so muß auch der Gegen-
strom von mittlerweile eingewanderten Erwerbspersonen 
und Einpendlern aus Westdeutschland ins Kalkül. Es geht 
 
also darum, die Erwerbstätigen nach dem Inlandskonzept 
zu ermitteln. Wir würden die Logik unseres Rechenansat-
zes verletzen, wenn wir zwar die Abwanderungsverluste 
„abschreiben“, ohne gleichzeitig den mittlerweile gewach-
senen Zustrom an Erwerbspersonen zu berücksichtigen. 
Zu diesem Zweck wurden die Zahlen der Zuwanderer im 
Alter von 15 – 65 Jahren (auch in Übereinstimmung mit der 
Potentialbilanz des IAB) mit einer Erwerbsquote von 
durchschnittlich 70% verrechnet. Die Regionalstrukturen 
für die einzelnen Arbeitsämter stammen aus unseren Ana-
lysen der ZER-Daten. Testauswertungen aus der Beschäf-
tigtenstatistik lieferten die Regionalverteilung für den 
geschätzten Anstieg der Einpendler um 75. 000. 
Aus den bisherigen Schätzungen leitet sich nun das wichtig-
ste Zwischenergebnis unserer Bilanz ab: Danach dürfte die 
Zahl der Erwerbstätigen in Ostdeutschland bei etwa 6, 08 
Millionen  zur Mitte des Jahres 1992 gelegen haben. 
Anhand der Übersicht 2 können diese letzten Rechen-
schritte nachvollzogen werden, das Bilanzergebnis steht in 
der Spalte 004. 
Die hier vorgestellten Schätzungen für die Erwerbstätigen 
nach dem Inlandskonzept bilden die Basis für alle weiteren 
regionalen Analysen zum Umfang und Ausmaß der 
Arbeitsplatzverluste, der Unterbeschäftigung, der sektora-
len Entwicklungslinien und auch zu den Beschäftigungsan-
teilen der Treuhandunternehmen in den Regionen. 
2. 3 Bilanzergebnis „Inländerkonzept“ 
Der dritte Baustein unserer Bilanzrechnung ergibt sich nun 
fast von selbst: Wenn man zu den 5, 9 Millionen erwerbstä-
tigen Ostdeutschen in Ostdeutschland (= erstes Bilanzer-
gebnis) die Wanderungsgewinne an Erwerbspersonen bis 
Mitte 1992 und die Zahl aller Ost-West-Pendler zur Jahres-
mitte hinzuzählt, so erhält man die Gesamtzahl an erwerbs-
tätigen Inländern. Nach unseren Berechnungen wäre dies 
eine Bestandszahl von 6, 48 Millionen Erwerbstätigen in 
Ostdeutschland zu diesem Bilanzstichtag. Folgerichtig ent-
spricht die Differenz zwischen den beiden Schätzergebnis-
sen nach dem Inlandskonzept (Teil II der Bilanz) und dem 
Inländerkonzept (Teil III der Bilanz) in Höhe von 385 000 
dem Pendlersaldo zur Jahresmitte 1992 (zur Kontrolle: 
460 000 minus 75 000). 
Die Ergebnisse dieses Bilanzteils sind in Übersicht 3 darge-
stellt. Sie wären zur Zeit die Basis für eine Neuberechnung 
der regionalen Arbeitsplatzquoten (nach dem Wohnort-
prinzip und auf abhängige Erwerbspersonen bezogen). 
Methodische Erläuterungen finden sich wieder im Anhang. 
3 Umfang der AFG-Maßnahmen und Unterbeschäftigung 
in den Regionen 
Der Anstieg der Arbeitslosigkeit wäre, wie schon mehrfach 
erwähnt, ungleich höher ausgefallen, wenn nicht entla-
stende AFG-Maßnahmen Ersatz- oder Übergangsoptionen 
bereitgestellt hätten. Bisher haben wir in unseren Rech-
nungen nur die Entlastungsmaßnahmen außerhalb des 
Beschäftigungssystems eingefangen: Also vorgezogenen 
Übergang in Rente (VoG und AlüG) und Vollzeitqualifi-
zierungsmaßnahmen. Diese Optionen haben seit Ende 
1990, wie in Teil I unserer Bilanz dargestellt, zusätzlich 
über 1, 2 Millionen Arbeitnehmer genutzt. 
Ein umfangreicher Teil der AFG-Maßnahmen stützt aber 
bestehende Beschäftigungsverhältnisse. Ohne Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen, Zuschüsse zur Kurzarbeit und 
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gang noch stärker gewesen als in Teil II unserer Bilanz 
ausgewiesen. Übersicht 4 listet die Zahl der Arbeitnehmer 
in diesen Maßnahmen auf. Aus der Spalte 7 wird ersicht-
lich, daß im Durchschnitt fast jedes siebte Beschäftigungs-
verhältnis durch diese AFG-Maßnahmen unterstützt wird. 
Schon die bisher verfügbaren Arbeitsmarktstatistiken
4 
zeigten, daß sich die Inanspruchnahme und Umsetzung von 
AFG-Instrumenten in den einzelnen Arbeitsamtsbezirken 
recht unterschiedlich entwickelte. Nun wird das Bild etwas 
schärfer, da man den Umfang der AFG-Maßnahmen an 
der aktuell gerechneten regionalen Beschäftigung messen 
kann: Die Regionalkoeffizienten streuen zwischen 8% in 
Dresden und 23% im Arbeitsamtsbezirk Suhl. Auch die 
unterschiedlichen Zahlen in den drei Maßnahmegruppen 
geben einen ersten Hinweis darauf, daß die Instrumente 
regional sehr ausdifferenziert angesetzt werden. Die relativ 
niedrigen Anteilswerte von 11% in Schwerin oder in Halle 
mögen auf den ersten Blick verblüffen. Für vorschnelle 
Bewertungen ist dies keine Basis: Hier ist nur die Gesamt-
zahl der Kurzarbeiter angesetzt und nicht das tatsächliche 
Ausfallvolumen; ABM sind oft Teil größerer Projektfinan-
zierungen, zum Ausmaß der gekoppelten Entlastungsef-
fekte fehlen die nötigen Informationen zur regionalen 
Struktur der Maßnahmen; dies gilt auch für die Qualifizie-
rungshilfen. Wir werden noch in diesem Abschnitt auf die 
Gesamtentlastung zurückkommen. 
Übersicht 4 hat gezeigt, daß auch bei der noch bestehenden 
Beschäftigung ein beträchtlicher Teil durch AFG-Maßnah-
men gestützt ist. Der Beschäftigungsabbau wäre ohne diese 
Maßnahmen sicher noch größer gewesen, er ist fatal genug: 
Nach unseren Berechnungen ergibt sich ein Rückgang der 
Erwerbstätigen (Inlandskonzept) um 25, 3% seit Ende 
1990. Übersicht 5 belegt nun eindringlich, daß sich selbst in 
diesem kurzen Zeitraum das Entwicklungstempo des 
Arbeitsplatzabbaus in den Regionen sehr unterschiedlich 
darstellt. Dresden, Chemnitz und Potsdam haben noch mit 
Abstand die niedrigsten Verlustraten zu verzeichnen (-11 
bis -15 Prozent). Viel deutlicher fiel der Arbeitsplatzabbau 
in Annaberg (minus 35, 8 Prozent!), Neubrandenburg, 
Stralsund, Stendal, Merseburg, Bautzen oder Pirna aus, 
um nur einige zu nennen. Während sich also die Verlustra-
ten der einzelnen Bundesländer nicht so wesentlich unter-
scheiden (Sachsen schneidet mit – 23% noch relativ günstig 
ab), bestätigt sich auch hier die relativ früh formulierte 
Befürchtung, daß sich schon in kürzester Zeit krasse 
Unterschiede zwischen den Regionen herausbilden wer-
den. Das IAB hat auf diese Gefahren und regionalpoliti-
schen Herausforderungen schon im Frühjahr und Herbst 
'90 hingewiesen; die simple Konvergenzthese hat sich bei 
detaillierten Regionalanalysen auch im Westen nicht 
bewährt. Übersicht 6 listet die Rangfolge dieser Arbeits-
platzverluste auf. Das Beispiel Halle mit seinem noch 
relativ hohen Anteil an Treuhandgestützten Arbeitsplätzen 
zeigt, daß es dabei immer noch verdeckte Entlassungsrisi-
ken gibt. 
Ergänzend sind in Übersicht 7 Komponenten der Unterbe-
schäftigung für den letzten Stand bei Redaktionsschluß 
aufgeführt, desgleichen Regional-Ziffern für das Ausmaß 
der offenen und versteckten Arbeitslosigkeit. In Übersicht 
 
8 sind die Entlastungseffekte durch AFG-Maßnahmen 
(einschließlich der Teilnehmer an Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen) der Zahl der inländischen Erwerbstätigen in 
den Regionen gegenübergestellt. 
Dieser Koeffizient belegt eindrucksvoll, in welchem 
Umfang die Unterstützung für die Arbeitnehmer in Ost-
deutschland sowohl bei den noch bestehenden Beschäfti-
gungsverhältnissen wie nach dem Verlust der Arbeit über 
die Transfers der Bundesanstalt für Arbeit und damit aus 
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Beitragszahlungen geleistet wird. Dieser Koeffizient liegt 
z. B. im Arbeitsamt Riesa gegenwartig bei 37%. In diesem 
ehemaligen Stahlstandort sind auch die ersten umfangrei-
chen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen von der Selbstver-
waltung gebilligt worden. Der Abriß der veralteten Anla-
gen (mitten in der Stadt) ist mittlerweile weit gediehen. Mit 
der Wiederaufbereitung von Schrottstahl und der neuen 
Produktion von Heizstäben konnte an das vorhandene 
Fachwissen der Arbeitnehmerschaft angeknüpft werden 
(übrigens eines der noch zu wenigen Beispiele von 
Direktinvestitionen aus dem Ausland). Zum Teil ist das 
unabweisbare Flächenrecyling schon gelungen und auf den 
neuen Gewerbeflächen haben sowohl Grundbaustoffpro-
duktion wie Bauzuliefergewerbe einen neuen Markt gefun-
den. Diese wenigen Sätze werden den vielfältigen Umge-
staltungen in Ostdeutschland bei weitem nicht gerecht. Sie 
mögen trotzdem plakativ für z. T. schon gelungene 
 
Anstrengungen auch an Standorten mit besonders ausge-
prägten Strukturproblemen gelten. Hier wie überall ist es 
die vernünftigere Maxime, die Menschen in dringlichen 
Aufgaben der Daseinsvorsorge (z. B. in werterhaltenden 
und wertschaffenden Maßnahmen der Arbeitsbeschaffung) 
zu beschäftigen, als im Wartestand sozial abzusichern. 
4 Entwicklung und regionale Verteilung der Beschäftigten 
bei Treuhand-Unternehmen 
Nach der letzten Auskunft (bei Redaktionsschluß) aus dem 
Personalberichts-System der Treuhand waren Ende Sep-
tember noch 727 400 Mitarbeiter in Unternehmen mit 
Mehrheitsbeteiligung der TH beschäftigt
5. Etwa 82 Tsd. 
hiervon von Unternehmen, für die bereits ein Liquidations-
verfahren eingeleitet wurde. 
Damit ergibt sich folgendes Bild der Beschäftigten-Ent-
wicklung für den Treuhandbereich: 
6 
 
Aus den Arbeitsplatzzusagen bei der Privatisierung ergäbe 
sich eine Zahl von bisher ca. 1, 3 Mio. gesicherten Arbeits-
plätzen (bei einer Investitions-Zusage von ca. 117 Tsd. DM 
pro Arbeitsplatz; siehe Übersicht 9). Dabei ist zu beachten, 
daß es sich hier nur um Zusagen bei Vertragsabschluß 
handelt und ein Teil dieser Investitionspläne nicht realisiert 
wird. Diese Unsicherheiten gelten den Verkäufen der 
Treuhand-Liegenschaftsgesellschaft. Für deren Realisie-
rung muß von Anfang an ein Zeitprofil von 3-5 Jahren 
vorgegeben werden, bis die geplante Zahl erreicht werden 
kann. Etwas günstiger ist die Beurteilung bei dem überwie-
genden Teil der Unternehmensverkäufe oder bei Teilver-
käufen: Die bisherigen Erfahrungen der Treuhand zeigen, 
daß zum Zeitpunkt der Übernahme 20% mehr Arbeitneh-
mer beschäftigt sind als in den Vertragszusagen zugesi-
chert. Allerdings zeigen die IAB-Befragungen bei Ex-
Treuhand-Betrieben, daß sich dann ein Teil des Arbeits-
platzabbaus auch in diesem Bereich fortsetzt. 
Für die Berücksichtigung dieses wichtigen und problemati-
schen Beschäftigungsbereiches bei der hier dargestellten 
Kontenrechnung ergibt sich damit das folgende grobe 
Gesamtbild für den Beschäftigungsabbau seit Beginn der 
Treuhand-Verwaltung (und nach deren Controlling-Infor-
mationen): Nur knapp die Hälfte der Arbeitsplätze konnte 
im Zuge der Privatisierung gesichert werden; jeder vierte 
Arbeitnehmer wurde arbeitslos, 10% gingen in Rente oder 
vorgezogenen Ruhestand, 10% konnten an AFG-Maßnah-
men teilnehmen; für 5% konnte keine nähere Angabe 
gemacht werden. 
Diese Bewegungen und Veränderungen vom Arbeitsmarkt 
sind im wesentlichen in den Bilanzrechnungen aufgefan-
gen. Für das Anliegen dieses Berichts kam es darauf an, die 
gegenwärtig noch bei der Treuhand bestehenden Arbeits-
plätze regional so aktuell wie möglich zu „verorten“. Dies 
ist vor allem für die Bestimmung des Gewichts der von 
Treuhand-Unternehmen formulierten künftigen Beschäfti-
gungserwartungen und -plane von Bedeutung. Man kann 
davon ausgehen, daß die Bilanzansätze für Auspendler und 
neu zugewanderte Erwerbspersonen für diesen Bereich 
gegenwärtig ohne Belang sind. Dennoch werden in den 
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Tabellen die Regionsanteile der Treuhand-Beschäftigten –
um einen allgemeinen Vergleich zu ermöglichen – an den 
Erwerbstätigen nach dem Inlandskonzept ausgewiesen. 
Die Übersicht 10 zeigt das in 1992 reduzierte und regional 
recht unterschiedliche Gewicht der noch in Treuhandver-
waltung stehenden Unternehmen. Immer noch schlagen 
die Standorte der alten Industriekombinate durch: vor 
allem in Halle (mit fast 20 Prozent Beschäftigungsgewicht), 
Cottbus und Merseburg. Der Entwicklungskoeffizient in 
Übersicht 10, Spalte 3 gibt an, wie sich diese Anteile nach 
den gemeldeten Beschäftigungsplänen bis Anfang 1994 
etwa entwickeln könnten. 
 
5 Sektorale Arbeitsplatzentwicklung in den neuen Bundes-
ländern 
Der bisherige und noch drohende Wegfall zahlreicher 
Arbeitsplätze wiegt wegen der regionalen Konzentration 
schwer, aber auch wegen der fehlenden Kompensationsbe-
reiche (z. B. in Mecklenburg-Vorpommern). Besonders 
gravierende Beispiele hierfür sind, neben der Werftindu-
strie an der Küste oder den Stahlstandorten 
-  das Mittelsächsische  und Niederlausitzer Kohle-  und 
Energie-Revier, die Energie- und Brennstoffindustrie in 
Brandenburg, der Uranabbau in Westsachsen/Vogtland 
und die Kali-Industrie in Thüringen, 
-  die Chemiezentren im Raum Halle, Merseburg und Bit- 
terfeld/Wolfen  (45  Prozent  der Chemie-Arbeitsplätze 
waren in Sachsen-Anhalt), 
-  die Textilindustrie (70 Prozent der ehemaligen Arbeits-
plätze entfielen auf Sachsen), 
-  alle überdimensionierten landwirtschaftlichen Produk-
tionsbetriebe – besonders die mit niedrigen Bodenwert-
zahlen. Der Arbeitskräftebesatz in der Landwirtschaft 
war fast dreimal so hoch wie in den westlichen Bundes-
ländern; in Stralsund und Greifswald waren jeweils mehr 
als 50 Prozent der Arbeitnehmer im Bereich der Land- 
und Fischerei-Wirtschaft beschäftigt. Die  notwendige 
Reform der Agrarstrukturen begründet sich nicht nur 
aus neuen Konkurrenzbedingungen, sondern auch aus 
ökologischen Zwängen infolge der Überdüngung und 
Bodenerosion. 
Schon diese knappe Skizze zeigt: 
Ein Gutteil der unterschiedlichen Entwicklungsdynamik in 
den neuen Bundesländern ist auf die „funktionale räumli-
che Arbeitsteilung“ vor der Wende zurückzuführen. Mit 
der Abkehr vom zentral gelenkten Wirtschaftssystem und 
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bevor die rationalisierte neue Fertigung in Eisenach anlief 
– ein leider noch zu seltenes Muster; Zwickau und Lud-
wigsfelde werden folgen). 
Das (bei Redaktionsschluß) letzte Ergebnis der Industrie-
statistik wies für Juli '92 nur noch 906 Tsd Beschäftigte aus. 
Daraus kann man ablesen, wie schwach die industrielle 
Basis mittlerweile ist und wie wenig von diesem früher 
dominanten Sektor am Markt gehalten werden konnte. 
Seit dem Zusammenbruch der gelenkten Produktionsver-
flechtung und der Auflösung der Kombinatsstrukturen ist 
jeder zweite Arbeitsplatz weggebrochen. Allerdings erfaßt 
dieser Berichtskreis die kleinen Betriebe (< 20 Beschäf-
tigte) nicht. Die von uns und anderen (DIW Wochenbe-
richt 39/92, S. 468-489) vermutete Zunahme von Beschäf-
tigungsanteilen in diesem Bereich wird dabei möglicher-
weise „übersehen“. An dieser Stelle ist unsere Informa-
tionsdecke dünn. Aussagen zur „unteren Widerstandslinie“ 
im Industriesektor müssen vorerst spekulativ bleiben. 
Erste interne Auswertungen der Beschäftigtenstatistik zei-
gen, daß sich im Zuge der Privatisierung mittlerweile ähnli-
che Betriebsgrößenstrukturen wie im Westen herausgebil-
det haben. Die jüngsten Erhebungen des IAB und Auswer-
tungen der Kreditreform-Dateien belegen, daß Umsatz-
und Beschäftigtenentwicklung bei kleineren und mittleren 
Betrieben besser als bei den großen, bei Extreuhand-
Betrieben besser als bei den (mittlerweile „ausgesiebten“) 
Treuhandunternehmen verlaufen. 
7 
Veraltete Produktionsanlagen finden sich vor allem im 
Bereich des Schiffbaus, des Bergbaus, der Chemischen 
Industrie, der Braunkohlegewinnung und -Veredelung 
sowie in der Stahlindustrie. Im Braunkohlesektor werden 
nach den neuesten Einschätzungen (u. a. der Treuhand) 
auf mittlere Frist nur ca. 30 000 Arbeitsplätze erhalten 
werden, der größere Teil davon in der Lausitz. In all diesen 
Bereichen ist nicht nur der Verschleißgrad der technischen 
Anlagen außerordentlich hoch, sondern auch der der 
Umwelt. Dem entspricht auch die starke gesundheitliche 
Belastung der dort eingesetzten Arbeitskräfte und die Ent-
wertung ihres Qualifikationspotentials. Auch das ist ein 
notwendiger Aspekt, wenn man den Wegfall der drei von 
vier Arbeitsplätzen zu bewerten sucht. 
 
der Öffnung der Märkte zeigten sich strukturelle Probleme 
in fast allen Wirtschaftszweigen Ostdeutschlands – am 
stärksten aber in den nahezu „eindimensionalen“ Indu-
strieagglomerationen. Kaum ein Bereich der Grundpro-
duktion oder der industriellen Fertigung erwies sich auf 
offenen Konkurrenzmärkten als wettbewerbsfähig. Hinzu 
kamen der Aufwertungseffekt mit der Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Sozialunion sowie die gravierenden Ausfälle vor 
allem im RGW-Export und der teilweise Wegfall inländi-
scher Liefer- und Produktionsverflechtungen. Die gesamt-
wirtschaftliche Produktion hat sich trotz der umfangreichen 
Subventionen erst jetzt bei einem noch sehr labilen Niveau 
von ca. 50% (1989 = 100) eingependelt, in vielen Industrie-
bereichen sank die Produktion um 70 bis 80% oder ganz 
 
In zahlreichen Industriebereichen war die Produktion auf 
standardisierte Erzeugnisse in Großserien hin ausgerichtet. 
Dies gilt für weite Bereiche des Maschinenbaus, wo die 
Anlagen für den Großserienbau kaum durch die Über-
nahme ausgelagerter Fertigungsaufträge aus dem westli-
chen Ausland ausgelastet werden können und wo auch eine 
Sanierung durch eine schlichte Reduzierung der Stückzah-
len nicht in Betracht kommt. Dies gilt aber auch vor allem 
für die Bereiche der Textilindustrie (nicht nur im Produkt-
profil der Industrietextilien, sondern auch bei der standar-
disierten Fertigung der Bekleidungs- und Schuhindustrie). 
Sowohl im Bereich der Metallerzeugung, in der metallver-
arbeitenden Industrie wie in der Textilindustrie wurde von 
Experten mit einem Rückgang der ursprünglichen Beschäf-
tigung um 60% gerechnet. Ähnlich wie im Straßenfahr- 
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Maschinenbau oder in der Textilindustrie fast ausschließ-
lich auf westliche Kooperationspartner angewiesen. Auch 
weite Bereiche der Elektroindustrie haben trotz enormer 
Anstrengungen (auch in der staatlichen Investitionslen-
kung) schon vor der Öffnung der Märkte keine konkur-
renzfähigen Marktpositionen erreichen können. Das gilt 
zum Teil auch für die optische Industrie, wo mit zum Teil 
erheblichen Kosten im Exportdumping beachtliche Außen-
handelsanteile erreicht wurden
8. Der Arbeitsmarkt-Monitor 
weist (bis zur 5. Welle) einen Rückgang der Erwerbstätigen 
von ca. 40% für den industriellen Bereich aus. (Siehe im 
folgenden Übersicht 11 und 12). 
Entwicklung in den Bereichen der Metall-/Elektrobranchen und 
im übrigen Verarbeitenden Gewerbe (ohne Bau): Veränderung 
der Erwerbstätigenzahlen nach den Ergebnissen des Arbeits-
markt-Monitors 
 
Die erheblichen Strukturprobleme im Bereich der land-
wirtschaftlichen Produktion und der Düngemittelfabrika-
tion werden auf Dauer zu einem Beschäftigungsrückgang 
von über 60% (im Vergleich zu ’89) führen. Da in vielen 
Bereichen die Tradition bäuerlicher Selbständigkeit nur in 
geringem Umfang wieder aufgenommen werden kann und 
wegen der unterschiedlichen strukturellen Ausgangsbedin-
gungen, werden sich auch hier die künftigen Wettbewerbs-
chancen in den einzelnen Regionen recht unterschiedlich 
darstellen: Trotz des auch hier erwartbaren Beschäfti-
gungsabbaus dürften sich die künftigen Wettbewerbschan-
cen auf den schweren Böden Mecklenburgs und der Börde 
(bei teilweise schon günstigeren Betriebsstrukturen) ver-
gleichsweise besser entwickeln lassen. Der Arbeitsmarkt-
Monitor und unsere Schätzung ergaben, daß mitterweile 
nur noch jeder Dritte in der Landwirtschaft tätig ist. Der 
Rückgang war in Brandenburg und in Sachsen-Anhalt stär-
ker als in Mecklenburg-Vorpommern. 
Entwicklung im Sektor Landwirtschaft: Veränderung der 
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Andererseits haben aber Unternehmen, die sich bereits vor 
der Öffnung der Grenzen auf westliche Absatzmärkte spe-
zialisieren konnten, gute Überlebenschancen, wenn sie 
ihre Produktivität mit Hilfe von Erneuerungs- und Ratio-
nalisierungsinvestitionen deutlich verbessern können. Dies 
gilt für Teilbereiche des Spezialmaschinen- und Anlagen-
baus sowie im Bereich der Optoelektronik. Das gilt insbe-
sondere auch für die z. T. boomende Bauwirtschaft oder 
für Teile der Grundstoffproduktion im Bereich Steine/ 
Erden und für die Bereiche der Telekomindustrie oder den 
Stahlbau. 
Entwicklung im Sektor Bauwirtschaft: Veränderung der Erwerbs-
tätigenzahlen nach den Ergebnissen des Arbeitsmarkt-Monitors 
 
Zwar haben in der ersten Zeit nach dem Umbruch auch 
konsumnahe Bereiche oder Dienstleistungsbranchen 
erhebliche Beschäftigungseinbußen hinnehmen müssen, 
dennoch wird sich hier die Entwicklung im Vergleich zur 
Industrie insgesamt wesentlich günstiger darstellen. 
Entwicklung in ausgewählten Dienstleistungsbereichen: Verände-
rung der Erwerbstätigenzahlen nach den Ergebnissen des Arbeits-
markt-Monitors 
 
Schon auf kurze Frist war in vielen Dienstleistungssektoren 
eine erhebliche Beschäftigungsausweitung zu erwarten. 
Das zeigt sich an den Zuwachsraten im Bereich der Banken 
und Versicherungen, im Bereich der Tätigkeit der freien 
Berufe, im Handwerk und zum Teil schon im Handel. 
Allerdings hat der Handel seit der Wende jeden vierten 
Arbeitplatz verloren. Die Umstrukturierung läuft immer 
noch: Wenn man den relativ hohen Pendleranteil berück-
sichtigt, so dürften auch im letzten Halbjahr noch Arbeits- 
 
plätze abgebaut worden sein. Der Banken- und Versiche-
rungsbereich hat seine Beschäftigtenzahl mehr als verdop-
pelt. Wachstumschancen sind aber nicht nur in all den 
Bereichen auf Dauer zu sehen, wo die bisherige Versor-
gungsstruktur, wie im Dienstleistungsbereich, defizitär 
war. Wachstumschancen werden auch Unternehmen 
haben, die auf regional begrenzten Märkten operieren 
können, wie Handwerks- und Reparaturbetriebe, Drucke-
reien und Zweige der Nahrungs- und Genußmittelindu-
strie. 
Trotz der immer noch laufenden Umstrukturierung der 
Beschäftigung werden diese positiven Effekte schon sehr 
deutlich in den Entwicklungsraten aus dem Arbeitmarkt-
Monitor von IAB und Infratest oder in den optimistische-
ren Angaben der gemeinsamen Erhebung vom Institut für 
Wirtschaftsforschung und dem Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung. 
An dieser Stelle muß auch noch auf bestehende Unschar-
fen im Monitor durch die von den Befragten selbst vorge-
nommene Zuordnung zu ihrem Wirtschaftszweig hingewie-
sen werden. Vergleiche mit den Wirtschaftszweigen der 
amtlichen Statitstik sind sicher nur mit Einschränkungen 
möglich. 
Gestützt auf vorläufige Testauswertungen der Beschäftig-
tenstatistik und die Grobstrukturen der bisherigen 
Monitorergebnisse (einschl. „Welle 5“) ergeben sich nach 
dem hier geführten Rechenansatz die in den Übersichten 
11 und 12 wiedergegebenen Schätzungen für die Sektorent-
wicklung seit Ende 1990 in den neuen Bundesländern. 
6 Regionalstrukturen von Wanderungen und Pendlern 
Der Fall der Mauer war nicht nur Ergebnis der Volksbewe-
gung. Ihm gingen erhebliche Fluchtbewegungen voraus 
und er war auch von erheblichen Wanderungsbewegungen 
begleitet. Die Aussicht auf bessere Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen führte insgesamt zu einer Abwanderung von 
über l Million Personen, 700. 000 davon im erwerbsfähigen 
Alter. Die Übersichten 13 bis 15 zeigen die Regionalvertei-
lung von Abwanderern und Pendlern, die sich aus unseren 
Analysen ergeben haben. 
Die Bilder von den Anfängen der Massenflucht, von Men-
schen, die hastig Botschaftszäune überkletterten, und, 
getrieben von Angst und Hoffnung, in überfüllten Zügen, 
einer Ungewissen Zukunft entgegenstrebten, sind Teil der 
deutschen Geschichte. Diese Abwanderungen halten, dies 
wird gelegentlich übersehen, bis heute an, auch wenn ihre 
Intensität spürbar nachgelassen hat
9. 
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Den ersten beiden Wellen von Übersiedlern folgte schließ-
lich ein wachsender Strom von Auspendlern. Ihre 
geschätzte Zahl kletterte zwischenzeitlich (nach den Ergeb-
nissen des Arbeitsmarkt-Monitors) auf über fünfhundert 
Tausend. Nach der letzten Erhebung vom Mai ’92 ging ihre 
Zahl auf etwa 460 Tsd. zurück; so steht diese Größe auch in 
unserem Schätzansatz für die Regionalbilanzen. Man darf 
vermuten, daß zu einem Teil dem Pendeln die endgültige 
Übersiedlung folgt. 
Für Wanderungen gilt, daß sie sowohl Zeichen wie Ursache 
unterschiedlicher Lebensbedingungen, bzw. von regionaler 
Wirtschaftsschwäche sind. Es war deshalb auch zu erwar-
ten, daß die stärksten Abwanderungsverluste in den alten 
Industriestandorten zu verzeichnen sind. Wer die Chance 
hatte, flüchtete auch vor dem Zusammenbruch schon aus 
den Regionen mit Schwefel- und staubbelasteter Luft und 
verseuchten Böden. 
Auf kurze und mittlere Frist werden durch die Abwande-
rungen die regionalen Arbeitsmarktbilanzen entlastet. Auf 
lange Sicht ist der Verlust an Jungen und Qualifizierten als 
nachhaltige Schwächung des Entwicklungspotentials zu 
werten. 
Die Analyse zur regionalen Herkunft der Ost/West-Pend-
ler zeigt, daß auch dieser Strom von dem relativen Ausmaß 
des Arbeitsplatzdefizits am Heimatort getrieben wird. Die-
ser Effekt wird von der geographischen Lage, von der 
Nähe zur ehemaligen innerdeutschen Grenze, also von 
Pendel- bzw. Wegzeiten überlagert. Welche Pendlerstrapa-
zen in Kauf genommen werden, zeigt das Extrembeispiel 
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marktpolitik 
Die Vereinigung Deutschlands stellt die regionale Struk-
turpolitik und Arbeitsmarktpolitik vor neue Herausforde-
rungen. Produktions- und Arbeitsplatzverluste insgesamt 
(einschl. der noch zu erwartenden Entlassungen) sind so 
einschneidend, daß das Gebiet der ehemaligen DDR auf 
Jahre hinaus im wesentlichen Ziel 1-Gebiet der Förderung 
im Rahmen der europäischen Strukturfonds sein muß. 
Gleichwohl hat die Kommission mittlerweile zum Aus-
druck gebracht, daß ab 1994 auch die Teilregionen Ost-
deutschlands in die allgemeine Überprüfung der Förde-
rungsbedürftigkeit einbezogen werden sollten
10. 
In den zweieinhalb Jahren seit dem Fall der Mauer und der 
ökonomischen „Schutz“-Zäune haben alle Regionen einen 
rapiden Rückgang der Beschäftigung hinnehmen müssen. 
Im Aufbauszenario werden sich regionale Schwerpunkte 
der Investitionsdynamik herausbilden; ein Teil der neuen 
Arbeitsplatzstrukturen wird über modernste Technologie 
verfügen und die Wettbewerbsvorteile neuer Standorte 
bestimmen. Eine Entwicklung wie im Mezzogiorno, wie 
gelegentlich befürchtet, wird es nicht geben. 
Die strukturellen Folgen der jahrzehntelangen Teilung sind 
noch keineswegs überwunden. Der Wegfall und die Öff-
nung der Grenzen brachte neue Chancen und Optionen, 
aber auch zusätzliche Belastungen und Risiken. Die ehe-
maligen Grenzregionen können und werden ihre Brücken-
funktion zu alten Nachbarn wirtschaftlich und kulturell 
nutzen. Dies gilt insbesondere für die Regionen an der 
ehemaligen innerdeutschen Grenze (einschließlich Berlin). 
Das gilt aber auch für wichtige Zentren wie Leipzig und 
Dresden, die als mögliche Wachstumspole wichtige Pfeiler 
dieser neu zu gestaltenden wirtschaftlichen Verflechtungen 
sein können. Es ist aber zu befürchten, daß die Anrainerre-
gionen zu Polen und zur Tschechoslowakei wegen der 
wirtschaftlichen Schwäche der Nachbarstaaten und der 
zum Teil äußert problematischen Branchenstruktur 
geringere Wachstumschancen haben werden. Den EURE-
GIO-Programmteilen muß deshalb eine bedeutende Rolle 
zugemessen werden. 
Besonderes Augenmerk verdienen im Strukturwandel jene 
Regionen, wo Standortnachteile kumulieren, größere Still-
legungen und geringere Wachstumschancen zusammentref-
fen. Absolute Vorranggebiete der regionalen Struktur- und 
Arbeitsmarktpolitik auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
sind die Regionen, die einerseits durch überdurchschnittli-
che Entlassungen und verheerende Arbeitsplatzprobleme, 
andererseits durch den extremen Verschleißgrad von Pro-
duktionsanlagen, Umwelt und menschlichem Arbeitsver-
mögen gezeichnet sind. Hier häufen sich negative Standort-
faktoren, weil 
-  zu den Arbeitplatzverlusten in den zumeist monostruk-
turierten Altindustrieregionen, 




-  auch  die höheren  Kosten bei  Abriß, Sanierung und 
Flächenrecycling. 
-  die geringere Attraktivität bei Neuansiedelung und Ver-
lagerung, 
-  außerdem auch noch die gesundheitlichen Einschrän-
kungen und zum Teil einseitigen Qualifikationsstruktu-
ren der Arbeitnehmer hinzukommen. 
In diesen ehemaligen Zentren der altindustriellen Produk-
tion ist die Gefahr eines hohen Sockels an Langfristarbeits-
losigkeit und dauerhafter Strukturschwäche besonders aus-
geprägt. Hier werden die Qualifizierungs- und Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen (insbesondere bei Sanierung, im 
Umweltschutz und bei wirtschaftsnaher Infrastruktur) ver-
stärkt anzusetzen sein. 
Diese Maßnahmen bedürfen aber vor allem in diesen 
Regionen einer Flankierung durch verstärkte Maßnahmen 
der Strukturpolitik. Schließlich sollen die aus AFG-Mitteln 
finanzierten Vorleistungen an Qualifikation und Infra-
strukturinvestitionen die notwendigen Voraussetzungen 
für die erforderlichen privatwirtschaftlichen Investitionen 
schaffen. Nach langer Anlaufzeit liegen jetzt wenigstens die 
ersten Investitionspläne westdeutscher Großunternehmen 
für die Problembereiche Chemie (Halle) und Kohlenener-
gie (Mittelsachsen und Lausitz) vor. 
Der Regional- und Strukturpolitik kommt dabei die Auf-
gabe zu, das Wachstumsgefälle zwischen der bisherigen 
Bundesrepublik und der ehemaligen DDR insgesamt und 
innerhalb der neuen Länder abzubauen. Die Gebiete der 
ehemaligen DDR sind seit Oktober ’90 in die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ (GA) integriert. Dabei erweist sich das Konzept 
der Regionalförderung als tragfähige „Erfindung“ zur 
Sicherung und Erweiterung des Arbeitsplatzangebots in 
besonders förderwürdigen Regionen: im Hinblick auf die 
Rolle der Länder und das System der Mischfinanzierung 
sowie bei der Integration von betrieblicher Neuansiedlung, 
Rationalisierung, Umweltschutz, Infrastrukturaufgaben 
und nicht zuletzt im Hinblick auf die Verzahnung mit den 
investiven AFG-Instrumenten“. 
Die Übersicht 16 zeigt, wie groß das Gewicht und der 
Beitrag der GA bei der Investitions- und Arbeitsplatzför-
derung in den neuen Ländern ist. 
Die Verpflichtung zum koordinierten Einsatz von struktur-
und arbeitsmarktpolitischen Programmen war in den ent-
sprechenden gesetzlichen Regelungen immer schon festge-
schrieben (z. B. in der GA oder den Strukturfonds-Verord-
nungen). Zur Bewältigung der anstehenden Struktur- und 
Finanzierungsprobleme ist dies mehr denn je erforderlich. 
Die Maßnahmen nach dem AFG sind zwar nur subsidär; 
ihr Umfang, ihre neue Gestaltung und Mittelausstattung 
können jedoch schlüssige Gesamtfinanzierungskonzepte 
für die notwendigen investiven Aufgaben wesentlich 
erleichtern. Die zusätzliche Darlehensgewährung und 
Finanzierung der Sachkosten im Rahmen von ABM und 
Qualifizierungsmaßnahmen können den Charakter einer 
„Sprengsatzfinanzierung“ bei der Schließung der bestehen-
den Liquiditätslücken (z. B. bei den Kommunen) anneh-
men, wobei eine Verzahnung mit den Mitteln der regiona-
len Strukturpolitik, wo immer dies möglich ist, angestrebt 
werden sollte. 
In den zahlreichen Programmhaushalten stehen umfangrei-
che Fördermittel bereit. Dennoch sind es knappe Mittel, 
die nur zur Anschubfinanzierung reichen und im Wettbe- 
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werb der jeweils bestkalkulierten regionalen Investitions-
pläne stehen. 
Die zum Teil verwirrende Programm-Vielfalt, die fehlende 
gegenseitige Deckungsfähigkeit der Mittelansätze sind 
kontraproduktiv. Die Einbindung in transparente und kon-
trollierbare „Programmbudgets“
12 und eine weitere Ausge-
staltung dieser Haushalte sind unerläßlich. Auch hier bietet 
die Gemeinschaftsaufgabe eine ideale Basis; das „Gemein-
schaftswerk Aufschwung Ost“ war ein brauchbares, wenn 
auch zu klein geratenes Muster. 
Hier ist aber auch die Kreativität der Maßnahmeträger 
(z. B. Kommunen, Zweckverbände, Entwicklungsgesell-
schaften, Bezirke und Länder) mehr als bisher gefordert. 
Ebenso das regionalwirtschaftliche Nutzen/Kosten-Kalkül 
bei der Gestaltung „werterhaltender und wertschaffender 
Arbeit“. Für die Vielgestaltigkeit der Aufgaben sei hier auf 
die Umweltschutzmaßnahmen in Wölfen, auf die Dekonta-
minierung bei der Chemie AG in Halle-Bitterfeld, die 
Grundwassersicherung in den Kohle- und Bleirevieren, die 
Maßnahmen beim Denkmalschutz oder beim Bau von Kur-
kliniken z. B. in Masserberg verwiesen. Diese Beispiele 
zeigen einerseits die Erfordernisse an Fachwissen und Pla-
nungskompetenz, andererseits ist damit klar, daß die 
eigentlichen Aufgabenträger nur im Übergang („Brücken-
funktion“) entlastet werden können. Die zusätzliche 
Bereitstellung von ABM-Mitteln scheint unabweisbar, 
solange die „Brücke“ noch nicht weiter trägt. Die neuen 
Regelungen im Bereich des AFG und des Finanzausgleichs 
befördern eine bessere Aufgaben- und Kostenteilung. 
Die Erfahrungen mit den von Strukturkrisen gebeutelten 
Regionen Westeuropas lehren uns, frühzeitig die Hilfen 
konzentrierter in den besonderen Problembereichen einzu-
setzen, damit nicht weitere vergessene, im Stich gelassene 
und dann verlassene Regionen mitten in Europa entstehen. 
 
Anhang: Methodische Hinweise zu den hier vorgelegten 
Bilanzrechungen 
Ausgangsbasis für die Fortschreibung 
Regionale Beschäftigungsanalysen für die neuen Bundes-
länder leiden immer noch unter dem Mangel an aktuellen 
Statistiken. Die Beschäftigtenstatistik wird nicht vor Ende 
1992 verläßliche Ergebnisse bringen. Die Ergebnisse aus 
dem Arbeitsmarkt-Monitor liegen bis Mai 1992 vor, sind 
aber regional nicht genügend zu differenzieren. Die 
Erwerbstätigenschätzung des Statistischen Bundesamtes 
wird nun aggregiert für die neuen Bundesländer durchge-
führt. Andererseits liegen aus den Statistiken der Bundes-
anstalt für Arbeit Arbeitslosen- und Maßnahmestatistiken 
vor, die die regionale Arbeitsmarktentwicklung beschrei-
ben. Um zu einem Bild von der gegenwärtigen Beschäfti-
gungssituation einzelner Regionen zu kommen und um zu 
untersuchen, wie weit der erwartete Beschäftigungsabbau 
fortgeschritten ist, wird hier eine Fortschreibung der 
Erwerbstätigkeit nach Arbeitsamtsbezirken mit den ver-
fügbaren BA-Statistiken auf der Basis der Erwerbstätigen-
zahl des Statistischen Bundesamtes mit den Strukturen der 
Berufstätigenerhebung vom November 1990 vorge-
nommen. 
Die Berufstätigenerhebung 1990 (BTE 90) ist zur Zeit die 
einzige Totalerhebung zur Erwerbstätigkeit in den neuen 
Bundesländern und liefert die Erwerbstätigen gegliedert 
nach Stellung im Beruf und in wirtschaftsfachlicher und 
regionaler Gliederung. Aufgrund der Umbruchsituation 
nach der Vereinigung ist davon auszugehen, daß die Erhe-
bung mit einer gewissen Untererfassung belastet ist, da die 
Statistischen Ämter die Neugründung und Auflösung von 
beitragspflichtigen Betrieben nicht vollständig erfassen 
konnten. Für November 1990 wurden 7, 613 Mio. Erwerbs-
tätige lt. BTE 90 ausgewiesen. Als Eckzahl wurde die Zahl 
von 8, 142 Mio. Erwerbstätige für November 1990 (Inlands-
konzept) aus der Erwerbstätigenschätzung des Statisti-
schen Bundesamtes für diese Fortschreibung zugrundege-
legt, die in 10 Wirtschaftsabteilungen untergliedert ist. 
Die Erwerbstätigenzahlen der Wirtschaftsabteilungen wur-
den mit den jeweiligen regionalen Anteilen auf die Arbeits-
amtsbezirke und Bundesländer verteilt. Dadurch entstehen 
Schätzungen der regionalen Erwerbstätigenzahlen
13. 
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Von dieser geschätzten Ausgangsverteilung können die 
seither erfolgten Abgänge in Konten außerhalb des 
Beschäftigungssystems relativ exakt verfolgt werden. Die 
hier relevante Bestandsveränderung zwischen zwei Bilanz-
stichtagen (dem 30. 11. 90 und dem 30. 06. 92) wurde 
aus dem seit Ende November 1990 in der 
Arbeitsmarktstatistik erfaßten Anstieg bei den 
Arbeitslosen, dem Vorruhestand (insbes. AlüG) und den 
Teilnehmern an Vollzeitmaßnahmen der Qualifizierung 
ermittelt. 
Dabei ist allerdings zu beachten, daß zwar im Dezember 
’90 Vorruhestandsgeld (VoG) durch Altersübergangsgeld 
abgelöst wurde, daß aber VoG-Anträge auch noch später 
eingereicht und bewilligt werden konnten. Diese Option 
wurde faktisch (und statistisch) z. T. erst im 1. Quartal 1991 
wirksam. Diese erst später ausgewiesenen Bestandsverän-
derungen wurden deshalb von uns folgerichtig in die 
Abgänge nach der BTE gerechnet. 
Ergebnis dieser Kontenrechnung ist eine relativ sichere 
Schätzung für die Zahl der Erwerbstätigen in den Regionen 
(zur Jahresmitte 1992). Damit ist der Ausweis der unter-
schiedlichen Beschäftigungsverluste seit 1989 oder seit 
Ende 1990 möglich. Der Vergleich mit den letzten BTE-
Ergebnissen der DDR vom November 1989 bleibt aber 
problematisch, weil die territoriale Zuordnung des damali-
gen X-Bereiches bis heute unklar geblieben ist. Lediglich 
die Gesamtentwicklung von ursprünglich 8, 8 Mio. 
Erwerbstätigen (bzw. 9, 3 – 9, 5 Mio. Erwerbstätigen 
einschl. X-Bereich) im Jahre 1989 auf jetzt ca. 6, 4 Mio. 
erwerbstätige Inländer bzw. 6, 08 Mio. Erwerbstätige (im 
Inland = „Arbeitsplätze“) ist darstellbar. 
Die Arbeitsplatzentwicklung seit dem Fall der Mauer 
könnte (ohne Berücksichtigung des X-Bereichs) deshalb 
nur auf Länderebene ausgewiesen werden. Allerdings fehlt 
noch die Basis für die wirtschaftliche Zuordnung der Lehr-
linge (siehe hier H. Rudolph: Beschäftigungsstrukturen in 
der DDR vor der Wende. Eine Typisierung von Kreisen 
und Arbeitsämtern. In: MittAB 4/1990). Hierzu werden 
auch erste Schätzungen für den sektoralen Strukturwandel 
angeboten. Dabei werden sowohl die Monitor-Ergebnisse 
bis Mai 92 (5. Befragungswelle) wie auch vorläufige Struk-
turdaten aus der Beschäftigtenstatistik als Kontroll-Raster 
benutzt. Es bleiben bei beiden Quellen einstweilen noch 
Unscharfen: Die Ergebnisse der Beschäftigtenstatistik sind 
vorläufig, der Monitor weist die sektorale Selbstzuordnung 
der Befragten aus. 
Wenn man heute allerdings fragt, wieviele Arbeitsplätze wo 
gebraucht werden, sind drei Sachverhalte beim Angebot an 
Erwerbspersonen ins Kalkül zu stellen: 
-  Der Fall der Mauer war nicht nur Ergebnis der Volksbe-
wegung, er war auch von erheblichen Wanderungsbewe-
gungen begleitet. Die Aussicht auf bessere Lebens- und 
Arbeitsbedingungen führte seither zu einer Abwanderung 
von über einer Million Personen, ca. 700 Tsd. davon im 
erwerbsfähigen Alter. 
-  Der Beschäftigungsverlust wäre noch größer gewesen, 
wenn nicht zwischenzeitlich viele als Pendler im Westen 
willkommene Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten gefun-
den hätten. Anders ausgedrückt: Der Arbeitsplatzverlust 
(Inlandskonzept) ist größer als der Rückgang der Erwerbs-
tätigkeit (nach dem Inländerkonzept). Gegenwärtig wird 
die Zahl der Pendler auf ca. 460 Tsd. geschätzt. Zum Teil 
wird aus Pendeln die endgültige Abwanderung. 
- Das Arbeitsgesetzbuch der DDR enthielt nicht nur eine 
beeindruckende Aufzählung von Arbeitnehmerrechten. Es 
bestimmte die gesellschaftliche Verpflichtung, ja den 
Zwang zur Arbeit, zum Teil unter verheerenden „Verwer-
tungsbedingungen“ (an dieser Stelle sei der Rückgriff auf 
diesen überkommenen Jargon gestattet). Im internationa-
len Vergleich hatte die DDR nicht nur eine äußerst arbeits-
willige, sondern auch arbeitsfähige Bevölkerung. Die 
gesellschaftlichen Prägungen sind in der Einstellung zur 
Arbeit immer noch wirksam. Gleiche Chancen für Mann 
und Frau auf eigenständige Gestaltung des Bildungs- und 
Berufsweges sind unverzichtbares Ziel. Die Sicherung 
eines akzeptablen Haushaltseinkommens bestimmt auch 
und gerade unter den gegenwärtig schlechten und Ungewis-
sen Arbeitsmarktbedingungen die nach wie vor relativ 
hohe Erwerbsbeteiligungsquote – auch und gerade im Fa-
milienverband. 
Dennoch kann man auf mittlere Sicht davon ausgehen, daß 
eine Rückkehr zu den hohen Erwerbsquoten des alten 
Systems nicht den Wünschen der ostdeutschen Bevölke-
rung entspricht. Anders ausgedrückt: Der statistisch 
gemessene Rückgang der Erwerbsquote ist noch kein Hin-
weis auf nicht erfaßte Verdrängungsprozesse (die Potenti-
alerwerbsquoten werden von der Bundesforschungsanstalt 
für Landesplanung und Raumordnung und dem Institut der 
deutschen Wirtschaft gegenwärtig auf unter 80% 
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rechnung nicht erfaßten Bereichen können gegenwärtig 
vernachlässigt werden. 
Die Statistik der Arbeitsverwaltung erlaubt für diesen 
Bereich der Rechnungen zuverlässige Aussagen zum 
Niveau und den Regionsanteilen. 
Es bleibt allerdings das Problem, daß die Fortschreibung 
der BTE dem Beschäftigungsortkonzept folgen müßte, 
während Arbeitslosigkeit und Wanderungen nach dem 
Wohnort erfaßt werden. Bald werden auch für die Pendler-
verflechtungen zwischen den ostdeutschen Regionen gesi- 
cherte Ergebnisse aus der Beschäftigtenstatistik vorliegen 
(sie dienen übrigens auch der Festlegung neuer Arbeits-
marktregionen durch die Gutachter Eckey, Horn und 
Klemmer). Für diese Zwischenergebnisse bleibt vorüber-
gehend noch ein Fehlerbereich, der von uns mit Rückgriff 
auf interne Pendlermatrizen soweit wie möglich reduziert 
wurde (siehe bereinigte Bilanzergebnisse Teil 1-3). Eine 
erste Schätzung zu den innerostdeutschen Pendlersalden ist 
in Übersicht 17 angeboten. Zusammen mit den ersten 
Ergebnissen der Beschäftigtenstatistik können die hier vor-
gelegten Bilanzergebnisse auch für eine trennscharfe 
Arbeitslosenquote verwendet werden 
14. 
 
 
 
 
 
 
 